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Solingen gedenkt der Morde von 1993
Vor 20 Jahren wurden fünf Frauen und

Mädchen bei einem Anschlag auf ihr
Haus in der Unteren Wernerstraße getötet.
Sie waren türkischer Herkunft. Es war Mord.
Verübt aus rassistischen Motiven. Das ge-
schah in einem Klima zügelloser Hetze gegen
„Sozialschmarotzer“ und „Scheinasylanten“.
Das Boot sei voll, so Medien und Stammti-
sche.  Ähnlich sprachen Politiker im Bundes-
tag. So konnte die Änderung des Grundge-
setzes (Recht auf Asyl) problemlos beschlos-
sen werden, mit den Stimmen leider auch der
meisten SPD-Abgeordneten. 

Seitdem sind 180 Menschen durch die
Hand rassistischer Mörder „umgekommen“.

Die Rolle des „Verfassungsschutzes“ 1993
ist bis heute nicht aufgearbeitet. Sicher ist,
dass er seine Finger drin hatte. Wie auch  in
der Mordserie der „NSU“. 

Nützliche, die in ihren Heimatländern gut aus-
gebildet wurden und hier Ingenieure und Ärz-
te werden könnten. Die andern, vor denen die
Tore geschlossen bleiben, suchen Zuflucht
vor dem Elend in ihren Ländern, vor Hunger,
Krankheit, Verfolgung. Sie begehren nichts
als ein Stück Menschenwürde, etwas von
dem, was die Charta der Vereinten Nationen
ihnen eigentlich garantiert. Und wir, eines der
reichsten Länder, wir können es ihnen nicht
geben? Leicht machen wir Millionen und Milli-
arden locker für fragwürdige und unnütze
Projekte – „Stuttgart 21“, Elbphilharmonie
etc. Oder für Bundeswehr-Auslandseinsätze.

Also: Gedenken ja. Aber den täglichen Ras-
sismus abwehren, aufklären, vor allem Soli-
darität üben, nicht unterscheiden zwischen
„Nützlichen“ und „Unnützen“. Mit Karl Marx:
„Proletarier aller Länder, vereinigt Euch!“

Vor 80 Jahren besetzten die Nazis das Solinger
Gewerkschaftshaus

Am 2. Mai 1933 stürmten SA-Horden über-
all in Deutschland die Gewerkschafts-

häuser. Auch das Gewerkschaftshaus in So-
lingen erlitt dieses Schicksal. Führende Funk-
tionäre landeten in den Folterkellern der SA,
dann in Zuchthäusern und Konzentrationsla-
gern. Viele kamen nie mehr zurück. 

Mit diesem 2. Mai 1933 begann das bitter-
ste Kapital der Gewerkschaften in Deutsch-
land. Noch am Vortag hatte der Allgemeine
Deutsche Gewerkschaftsbund ADGB (der
Vorläufer des heutigen DGB) die Beschäftig-
ten zu den „Feierlichkeiten“ zu dem von den
Nazis eingerichteten „Tag der nationalen Ar-
beit“ aufgerufen. Die Aufrufe, doch mittels ei-
nes Generalstreiks oder anderen gemeinsa-
men Aktionen sich den Nazis zu widersetzen,
wurden von der ADGB-Spitze abgelehnt. Zu
tief und zu zerrissen waren die aktiven Teile
der Arbeiterbewegung SPD und KPD. Doch
das wäre die einzige Chance gewesen, Hitler
und seine Gefolgsleute zu stoppen. Trium-
phierend notierte Goebels in sein Tagebuch:
„Alles rollt planmäßig ... Die Roten habe ihre
große Stunde verpaßt.“ 

Die Chance wurde vertan und Hitler konnte
fortsetzen, was er begonnen hatte: „Den
Marxismus auszurotten“, wie er es den Spit-
zen den deutschen Kapitals versprochen hat-
te. Sie hatten mittels des Reichspräsidenten
Hindenburg Hitler an die Spitze des Reiches

geschoben, denn sein Programm versprach
ihnen märchenhafte Profite. So wurden sie
die Nutznießer des verheerendsten Krieges
der bisherigen Geschichte. 

1945, zurück aus Zuchthäusern, Konzen-
trationslagern oder aus dem Exil haben viele
Gewerkschafter Lehren gezogen. Die Losung
„Nie wieder Faschismus, nie wieder Krieg“
aus dem Schwur der überlebenden Häftlinge
des KZs Buchenwald stand an der Wiege des
damals gegründeten DGB, einer Einheitsge-
werkschaft. Die Arbeiterbewegung sollte sich
nie mehr so entzweien wie vor 1933. 

Die heutigen Nazis sind gleichermaßen
Gewerkschaftshasser, wenn ihre Parolen
(wie vor 1933) auch sozial klingen. Sie nut-
zen die Verunsicherung, die Wut und die
Ängste vieler Menschen wegen der Krise
und der tiefen sozialen Ungerechtigkeit ge-
schickt aus. 

Daher muss für heutige Gewerkschafter
gelten: Null Toleranz gegenüber Rassismus
und Faschismus. Nicht wegsehen. Ebenso
müssen die Gewerkschaften entschieden
Flagge zeigen gegen Sozialabbau und Un-
gerechtigkeiten. 

Gewerkschaftshaus Kölner Straße – Foto: Stadtarchiv Solingen

Solingen gedenkt mit vielen Veranstaltun-
gen. Aber der Rassismus und der Fremden-
hass werden weitergehen. Nicht zuletzt, weil
Unternehmer und ihre Vollzieher in Regierung
und Medien fein unterscheiden zwischen
„nützlichen“ Ausländern und solchen, die
„nur den Sozialstaat missbrauchen wollen“.
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Die Rede ist von der Agenda 2010, vor 10
Jahren eingeführt: So viele Jobs wie

noch nie, fast zwei Millionen Beschäftigte
mehr, und weniger Arbeitslose.

Die Realität sieht anders aus: Wo ist denn
die Arbeitsleistung der zwei Millionen Mehrar-
beiter geblieben? Das Gesamtvolumen der
geleisteten Arbeitsstunden ist nämlich annä-
hernd gleich geblieben. Der Grund ist, immer
mehr Menschen arbeiten in zerstückelten,
atomisierten Beschäftigungsverhältnissen.
Mini-Jobber gibt es erst seit 10 Jahren, die
fünf Millionen geringfügig Beschäftigte wer-
den in der Statistik als Vollbeschäftigte er-
fasst. Selbst Ein-Euro-Jobber werden so mit-
gezählt. Die Zahl der in Teilzeit arbeitenden
hat sich auf 8,7 Millionen verdoppelt. Es gibt
800.000 Solo-Selbständige mehr – Durch-
schnittsverdienst 13 Euro je Stunde. Die Leih-
arbeit hat sich auf über 900.000 verdreifacht.
Immer mehr Beschäftigte werden zu Lücken-
büßern, die Arbeitenden zum total flexibili-
sierten „Anhängsel der Maschine“ (Marx).
Hartz IV, das Herzstück der Agenda 2010,
zwingt Arbeitssuchende in prekäre Beschäfti-
gungsverhältnisse, nötigt ihnen jede Arbeit
als zumutbar auf. Mit der Folge, dass immer
mehr Billig-Jobs entstehen und der Niedrig-
lohnsektor ausgeweitet wird. Vier Millionen
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Die Weichen sind gestellt, die Stadtwerke
wieder hundertprozentig in der Hand der

Solinger. Das soll auch so bleiben!
Neues Denken ist bei den Stadtwerken ge-

fragt, so der Ratsbeschluss. Bis Mitte dieses
Jahres, sollen die Stadtwerke Pläne zur Grün-
dung einer Bürgerenergie-Genossenschaft
vorgelegt haben. Bürgerenergie-Genossen-
schaft? In vielen anderen Städten ist das be-
reits Realität. Bürgerinnen und Bürger neh-

in die Armut führt. Die Zahl der Tafeln, an der
Bedürftige Lebensmittel erhalten, hat sich
seit der Agenda vervielfacht.

Wir fordern deshalb: Agenda 2010 und
Hartz IV muss weg! Mindestlohn von 10 EUR!
30-Stunden-Woche bei vollem Lohn- und
Personalausgleich! Geld dafür ist genug da –
Man muss es nur von den Reichen und Profi-
ten der Banken und Großindustrie holen!
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Schröders und Steinbrücks „Jobwunder“
Menschen arbeiten für einen Bruttoverdienst
von weniger als sieben Euro, mehr als ein
Fünftel aller Beschäftigten arbeitet im Nie-
driglohnbereich für zehn Euro und weniger.
Arbeit wurde „billig wie Dreck“.

„Arm trotz Arbeit“ ist Massenerscheinung
geworden. Vor allem auch deshalb, weil alle
Bundesregierungen Mindestlöhne katego-
risch ablehnten und damit der Verbilligung
der Arbeit keine Grenzen setzten. Stattdes-
sen zahlt der Staat Aufstockung gegen das
Verhungern und subventioniert die Wirtschaft
auf Kosten der Gesellschaft. Auf 20 Millionen
(mit den Arbeitslosen) ist das Heer des Pre-
kariats angewachsen. Dieses wird eingesetzt,
um die Ware Arbeitskraft noch mehr zu ver-
ramschen. 

Arbeitslose haben heute gewissermaßen
die Wahl zwischen „Arm durch Arbeit“ als
Billiglöhner oder „Arm durch Gesetz“ als
Hartz-IV-Empfänger. Die Hartz IV-Regelsätze
sichern gerade mal das nackte Überleben.
Hartz-IV ermöglicht den Empfängern keine
Teilhabe am gesellschaftlichen und kulturel-
len Leben. Zur beruflichen Deklassierung
kommt so die Ausgrenzung der Menschen
aus der Gesellschaft.

Hartz-IV, das ist heute die Bezeichnung für
die Rutsche, die Arbeitslose nach einem Jahr

men den Klimaschutz in die eigene Hand. Sie
investieren in kommunale erneuerbare Ener-
gie und setzen eine umweltgerechte Energie-
wirtschaft durch. Genossenschaften verbin-
den kommunale Verantwortung mit wirt-
schaftlichem Handeln. Der Gewinn bleibt in
der Stadt und kann wieder investiert werden.

Genossenschaften sind für Solingen im
Bereich der Wohnungsbewirtschaftung eine
Größe. Wie in kaum einer anderen Stadt prä-

gen sie den Wohnungsbau zu vertretbaren
Mieten.

Nun muss diese Idee auch für eine Bürger-
energie-Genossenschaft umgesetzt werden.
Doch der Widerstand, der in der Vergangen-
heit gegen den Rückkauf der Stadtwerke
vorhanden war, wird nun gegen eine Neu-
ausrichtung der Stadtwerke ohne Investoren
spürbar. Herr Krebs und seine CDU be-
schwören nach wie vor einen neuen strategi-
schen Partner, der die Umstellung der Stadt-
werke auf erneuerbare Energie richten soll.
Aber auch Andreas Schwarberg, Stadtwer-
ke-Geschäftsführer, träumt immer noch von
seiner Zeit mit der MMV-Energie AG. Kein
Wunder, schließlich wurde er ja auch mit
dem Wohlwollen und den Stimmen dieses
Investors Geschäftsführer. Von ihm sind kei-
ne wirklichen Impulse hin zu einer Genos-
senschaft zu erwarten. Er erinnert an die
Posse von dem Hund, der zur Jagd getragen
werden muss. Wir dürfen nicht zulassen,
dass der Ratsauftrag an die Stadtwerke aus-
gesessen wird.

Energisches „dranbleiben“ an der Schaf-
fung einer Energiegenossenschaft muss der
Auftrag an die Ratsmehrheit sein! Daran wird
sie auch bei den nächsten Kommunalwahlen
gemessen.

Wie weiter mit den Solinger Stadtwerken?
Bürgerstrom statt Großkraftwerke!
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jung, aktiv, revolutionär: kommunisten !
Ich bin 22 Jahre alt und habe letzten Som-

mer meine Ausbildung zum Anlagenmecha-
niker für Heizung, Sanitär- und Klimatechnik
erfolgreich beendet. Da ich in meinem Betrieb
nicht übernommen wurde, musste ich mir ei-
ne neue Stelle suchen. Das ist aber gar nicht
so einfach, es gibt zwar ein paar Stellenange-
bote, aber wenn man sich bewirbt, wird man
immer mit der Begründung abgewiesen: Kei-
ne Berufserfahrung und deshalb für den Be-
trieb zu teuer. 

Und das, obwohl „händeringend“ Monteu-
re gesucht werden!

Nach zwei Monaten erfolglosen Bewerbens
blieb mir nur noch eins – Leiharbeit. 

Dann ging es los mit der Schichtarbeit,
Früh-, Spät- und auch Nachtschicht. Bei ei-
nem Lohn von 8,20 Euro die Stunde. Da ich
meistens nur für die Früh- und Spätschicht
eingesetzt werde, bekomme ich auch kaum
Schichtzulagen. Das heißt für die Arbeit als
Produktionshelfer, was ein Vollzeitjob ist mit
40 Stunden pro Woche und schlechter be-
zahlt wird als für Festangestellte, kommen am
Ende um die 1000 Euro netto raus. Zeitweise
wurde ich in meinem Beruf eingesetzt, aller-
dings waren das bisher nur Kurzeinsätze, und
wenn man nach einer Festanstellung fragen
will, wird auch schon einer mit Berufserfah-
rung eingestellt und man selbst kann wieder
gehen. Ich bin also mal drei Monate hier, mal

IG Metall hat die Aktion 
„Revolution Bildung“ gestartet

Die IG Metall hat im März eine neue,
bundesweite Kampagne gestartet. Ihr

Name: „Revolution Bildung“. Das hat IG
Metall-Bundesjugendsekretär Eric Leiderer
angekündigt – in seiner Rede zum Abschluss
des zweitägigen Jugendtreffens der IG Metall
NRW in Willingen. 

Leiderer sagte: „Ich spreche davon, dass
diese Gesellschaft nur dann eine Zukunft hat,
wenn gute Bildung für alle Menschen offen-
steht. Wenn alle Menschen ausreichend Zeit
haben, sich weiterzubilden, nach ihren eige-
nen Interessen. Und dass es nicht das Geld
sein darf, was über Zugang zu Bildung ent-
scheidet.“ Das aber sei nicht der Fall, obwohl
Bildung ein Menschenrecht sei. Deshalb sei
„eine Revolution in der Bildungslandschaft“
vonnöten. „Wir fordern, dass Bildung allen
Menschen zu jeder Zeit offen stehen muss,
und dass die Gesellschaft jeden unterstützt,
der sich weiterbilden will.“ Und das Thema
betreffe nicht nur die Studierenden.

Mehr dazu: www.revolutionbildung.de 
Dem ist wohl nicht mehr viel hinzuzufügen!

Wir brauchen eine demokratische Schule für
alle, kostenlose Bildung, mehr LehrerInnen,
kleinere Klassen! Lasst uns gemeinsam dafür
kämpfen!

Erfahrungen eines jungen Leiharbeiters
zwei Wochen dort und dann wieder vier Wo-
chen in einem anderen Betrieb. Wie soll man,
vor allem als junger Mensch, dabei seine Zu-
kunft planen? 

Ich kann mir keine eigene Wohnung leisten,
weil ich nicht weiß, ob ich in zwei Monaten
vielleicht arbeitslos bin. Eine Familie gründen
kann man bei dem Gehalt auch vergessen,
und ein gutes Auto ist auch viel zu teuer.

Mein Fall ist leider kein Einzelfall, Fast jeder
vierte Beschäftigte arbeitet in Deutschland in
einem unsicheren Job. Darunter auch viele
Hochqualifizierte. Der einst klassische Weg –
erst Schule, dann Ausbildung/Studium und
unbefristete Beschäftigung – wird immer
mehr verbaut.

Der Einstieg ins Berufsleben ist holprig: Für
vier von zehn Beschäftigten unter 25 verläuft
er über Praktika, Leiharbeit oder Teilzeitjobs.
Schon 28 Prozent der Erwerbstätigen unter
35 kennen nichts anderes als befristete Jobs. 

Was vor allem die Jugend, aber auch alle
anderen Beschäftigten brauchen, ist Arbeit –
sicher und fair!

Wir wollen nicht für Dumpinglöhne arbei-
ten, sondern ein Einkommen haben, das zum
Leben reicht.

Wir brauchen daher einen Mindestlohn von
8,50 Euro, wir wollen gleiches Geld für glei-
che Arbeit, wir wollen eine Ausbildung sowie
die unbefristete Übernahme!

Wir können dies aber nur durchsetzen,
wenn wir uns nicht gegeneinander ausspielen
lassen.

Wir müssen im Betrieb und in der Gewerk-
schaft mit allen Kolleginnen und Kollegen zu-
sammenarbeiten und für ein gutes Leben
kämpfen! Wir sind die Jugend und wir sind es
auch wert!

Gedenken in der Wenzelnbergschlucht

Bei der diesjährigen Gedenkstunde zu Ehren der 71 Toten, die noch im April 1945 von
den Nazis in der Wenzelnbergschlucht zwischen Solingen und Langenfeld ermordet

wurden, waren wieder viele Jugendliche dabei. Niemand ist vergessen!
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Vierte Gesamtschule

Wurden die Eltern
ausgetrickst?

In vielen Solinger Familien wird in diesen
Tagen der Abschied ihrer Kinder von der

Grundschule vorbereitet. Im Februar stand
eine wichtige Entscheidung an: Welche
Schulform kommt für mein Kind in Frage,
welchen Bildungsweg wählen wir? Klarer
Favorit war die Gesamtschule. Dem jahre-
langen Druck der Eltern, endlich eine vierte
Gesamtschule in Solingen zu schaffen, wur-
de formell genüge getan. Aber offensicht-
lich hat die Front der Gesamtschulgegner,
also hier vor allem die CDU, andere Wege
gesucht, um den breiten Wunsch nach
mehr und qualifiziertere Bildung für alle Kin-
der zu vereiteln.

In vielen Familien herrscht Wut. Hat die
Schulbehörde bei dem Anmeldeverfahren
für die weiterführenden Schulen getrickst?

Groß wurde verkündet: Wir schaffen ent-
sprechend dem Elternwillen eine vierte Ge-
samtschule. Sie kam aber nicht. 160 Kinder,
die von ihren Eltern für eine der bestehen-
den Gesamtschulen angemeldet wurden,
erhielten eine Absage. Trotzdem wurde die
Höhscheider vierte Gesamtschule nicht rea-
lisiert.

Warum nicht? Für die abgewiesenen
Schüler gab es einen Anmeldebogen für die
vierte Gesamtschule, in dem auch gleich-
zeitig die neu gegründete Sekundarschule
mit aufgeführt wurde. Somit war eine Ent-
scheidung für eine konkrete Schule nicht
möglich. Lehnte man eine Schulform ab,
hatte man automatisch beide Schulformen
abgelehnt. Jedoch die Sekundarschule
wurde geschaffen, zuvor von Politikern wie
Sauerbier angeboten. Die Eltern der 160
Schüler, die an den drei bestehenden Ge-
samtschulen aus Platzmangel abgelehnt
wurden, fragte man nur im Ansatz, ob sie ihr
Kind zur neuen, vierten Gesamtschule schi-
cken würden. Bei der 80. Befragung wurde
einfach abgebrochen. Warum wurden nicht
alle Eltern befragt?

Der öffentliche Druck muss daher fortge-
setzt werden, Solingen braucht die vierte
Gesamtschule!

Gewerkschafter als Freiwild
Kolumbien hat die höchste Mordrate

Kolumbien ist ein Bürgerkriegsland in Süd-
amerika. Es ist aber nicht eines der Län-

der, das uns die Medien gern als „failed sta-
te“ präsentieren, sondern es hat eine gewähl-
te Regierung, eine Justiz, wenige Reiche und
viele Arme sowie eine nicht sehr große Mittel-
schicht. 

Ein genauerer Blick zeigt jedoch, dass in
Kolumbien zwar gewählt wird – aber unter er-
heblichem, militärischem Druck der staatlich
ausgebildeten und privat finanzierten Parami-
litärs. Auch das Vorhandensein einer Justiz
täuscht etwas, bleiben doch fast alle Schwer-
verbrechen straflos. 2008 wurden 1200 Mor-
de an Einwohnern von Armenvierteln aufge-
deckt, die bis heute ohne große Konsequenz
sind: Die Toten wurden in Uniformen der lin-
ken Guerillas gesteckt um sie dann als „Erfol-
ge“ im Kampf gegen die Guerilla präsentieren
zu können. So bekommt man einige Tage Ur-
laub und vielleicht auch eine Beförderung.
Dennoch will die EU ein Freihandelsabkom-
men mit Kolumbien – was sogar die US-Re-
gierung wegen der Verfolgung der Gewerk-
schafter lange abgelehnt hat.

Kolumbien ist also nicht etwa „unregier-
bar“, sondern hat einen Klassenkampf, wie er
sich so deutlich in keinem Land der Welt aus-
drückt. Beispiel dafür sind auch die Morde an
Gewerkschafterinnen und Gewerkschaftern.
Drei von fünf Gewerkschaftern, die weltweit
wegen ihrer Tätigkeit zur Verteidigung der
Rechte der Arbeiterschaft ermordet werden,
sind Kolumbianer. In den Jahren zwischen
1986 und 2011 sind nach UN-Angaben fast
2900 kolumbianische Gewerkschaftsmitglie-
der ermordet worden, weltweit etwa 5000.

Dass die
Zahlen seit-
dem rückläufig
sind, hat weni-
ger mit einem
Schutzpro-
gramm der Re-
gierung zu tun,
sondern mit ei-
nem selektive-
ren Töten so-

wie der Tatsache, dass die Mordwelle natür-
lich Wirkung zeigt: Die Organisierung nimmt
ab. Die am meisten betroffenen Gewerk-
schaftsverbände sind die der Landwirtschaft,
des Erdöls und der Lehrer. Mehr als ein Vier-
tel der gewerkschaftlich Organisierten gehö-
ren der Lehrergewerkschaft FECODE an.

Dennoch wird am 1. Mai auch in Kolumbien
mutig demonstriert. 

Wer sind die Täter? Die paramilitärischen
Mörder werden von Politikern, Unternehmern
und Großgrundbesitzern gedungen. Ein Teil
von ihnen wird auch von den in Kolumbien
mächtigen Drogenbossen bezahlt. Die meist
im regulären Militär ausgebildeten, aber in
den illegalen Strukturen des Paramilitarismus
besser verdienenden Banden nehmen sich
gezielt Gewerkschafter vor, wenn diese
Streiks organisieren oder Betriebsräte grün-
den wollen. Sie werden dann vor die Wahl ge-
stellt, den Betrieb zu verlassen oder zu ster-
ben. Wer sich nicht einschüchtern lässt,
muss mit dem Schlimmsten rechnen; manche
gehen daher in den Untergrund zu den Gue-
rillas.

G. Pohl

Wut und Empörung bei den Menschen
auch in Portugal über die zunehmende

Verarmung. 
Aber nicht nur Wut, sondern konkrete Ak-

tionen sind an der Tagesordnung. So hat der
Gewerkschaftsdachverband CGTP zum
„Marcha Contra o Empobrecimento“ –
„Marsch gegen die Verarmung“ aufgerufen.
Zu verschiedenen Märschen waren während
einer Woche im Norden und Süden des Lan-
des und auch auf den Azoren Menschen auf-
gebrochen, um sich immer mehr Lissabon
anzunähern. Am letzten Tag trafen sich in Lis-
sabon die Märsche aus den Distrikten Lissa-
bon und Setúbal, um zusammen zum Parla-
ment zu marschieren. Unterwegs gab es im-
mer wieder Kundgebungen vor Betrieben und
Rathäusern. Neben Arbeitern, Angestellten
und Arbeitslosen reihten sich oft Vertreter der
CGTP und, wie vor allem in von der CDU (Co-
ligação Democrática Unitária – Wahlbündnis

Kommunisten und Grüne) verwalteten Kom-
munen, Bürgermeister und Gemeinderäte ein. 

Der Protest richtete sich gegen die Strei-
chungs- und Sparpolitik, konkret die selbst
von der Regierung als brutal bezeichneten
Steuererhöhungen, zusätzlich zur Besteue-
rung von Arbeitslosen- und Krankengeld, die

Stellenstreichungen im öffentlichen Dienst,
ganz massiv im Bildungs- und Gesundheits-
wesen, die Privatisierung dessen, was noch
in der Hand des Staates und unabdingbar für
die Durchsetzung der staatlichen Souverä-
nität ist. Besonders kämpferisch waren die
Arbeiter/innen der Werft von Viana do Caste-
lo, der letzten noch existenten größeren Werft
des Landes.

Beispiel: Widerstand in Portugal

Wir verteidigen die Kultur


